
II- !; 3 .-der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des N.ltinn"lr.:I,s 
----------.-

XIl. Gesetzgebungsperiode 

.. BUNDbSkINISTERIUM FÜR 
LAl\:D- Ul'ID· FOHS1'hIl.:TGCHiJ?T Wien, '. am 27..' J!lli 1970 

Zl. 63.283-G/70 /l j-:f / A. B. 
;--, .' 

zu 45"..tjJ. 
Präs. am ... 3J .. J U.J i '1970 J . B e a n t war tun g 

der" schriftlichen j~nfrcige der .!-~bsoordnet(m zum l~ationalrat 
HOlllan HLINZ und Genossen (SPÖ) , NI'. 152/J, vom 1. Juli 1970, 
betreffend l>.usstellung vo.n:GinfuhI'lizenzen durch den Landes­
hauptmann (Delegierungsermächtigung) i. 

1. Sind Sie bereit, den VorarlbGrger Landeshauptmann'-auf' dem 

.. PGIE:gierungswege zu ermächtigen ~ ent:geltlicho Hechtsge­
schäfte 'über die Einfuhr von Schl8.chtscb';jeinen und -käl­

bern bis ZQ. einer Höhe von S 2 fvlillionen itnJahr, smde:-: 

Obst und Gemüse bis zu einer HöhE: von 3 IVlilliouen Schilling 
im Jahr zu genehmigen? 

2. Sind 8ie bereit, diese Delegierungsermächtigung so zu ~r­
teilen, daß sie un:t>eschränkt gilt und durch falL;üise I:iJ:­

portbeschränh:ungen seitens .des Landwirtschaftsministeri1.i.eJs 

nicht außer :r"raft gesetzt iiJird? 

ANTWOF.T: 

Zu 1.: 
":', . 

Seit3ns des BKA-Verfassungsdienst bestehen gegen di8 Er­
lassung einer Verordnung, mit der der Landeshauptmann von Vor­
arlberg ermächtigt werden soll, Einfuhrbewilligun5en für Obst 

und Gemüse auszustellen, verfassun3srechtliche Bedel1ken. Hach 
Luffassung des Bundcskanzl~railltes vtirde einu solche Verordnung 

zur Hechtsunsicherhoit führen, weil der Landeshauptma.nn dom 

Bundesminister gleichgeordnot wäre und seine Zusttindigkeit von 

Umständen abh~ngig väre, die sich der Kenntnis der Parteien 

entziehen. Der ~ntragstcllcr wüßte nie, ob die Erledigung soines 

Antrages noch durch den Umfang der Ermächtigung dus Landeshaupt­

mannes gedeckt ist oder nur durch das Bundesministerium erfolgen 
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kBnnt8. Dies \Jiderspricht der Forderung nach einer klaren Zust~n­

digkcd tsv2rteilung und verletzt damit das "Hecht auf den gesetz­

lichen Richter ll (Art. 83 Abs.2 B.-VG.). 

Bine Delegierung der L2ndeshauptillänner zur Lusstcllun(s der 

Einfuhrbsi;lillißung,8n für Scr~la:chtsch\;einc und -k2.lber ist nach 

der derzeitigen Rechtslage nicht mBglich. Nach § 39 Abs. 3 1.1o.rkt­

ordnungsgosetz 1968 bedUrfEn die i:,infuhren ob;:;anEmntur Viaren der 

Bsv,illißUng des Viehverkehrsfonds ' .. Eine Delegierung kBnnte de11-

nach nur im Linzclfall j und zwar nach Beschlußfassung durch die 

Ver\Jal tungskommissicn des Viehverkehrsfonds , erfolgen. 

Zu 2.: 

~it Erlaß vom 16. Juli 1970, Zl. 63.721-8a/70, wurden die 

beim Amt der Vorarlberger Landesregierung bestellten funJ.:tio­

nellen Organs erm~chtigt, fUr bestimmte Obst- und Gom~scsorten 

in der mengenmäßig festgesetzten EBhe Einfuhrbe\7illigunt;en aus­

zustellen, und diese "Für den BundcsministGr für Land- und J?orst­

\Jirtschc:ft" mit dem Zusatz "i. A." zu fertigen. 

Ich gla.ube, daß durch diese. IVlaßnahme dem v,unsche der An­

tragsteller so 1:Jei t entgegcngekoillL1on v'urde, wie dies auf Grund 

der Rechtslage mBglich ist. 

Der Bundesminister: 

. ,. 
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